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Kurz informiert

▶▶ Insolvenz
Postulationsfähigkeit von Inkassounternehmen

|  Inkassodienstleister sind berechtigt, im Namen und in Vollmacht der 
Gläubiger Anträge darauf zu stellen, die Restschuldbefreiung zu versagen.  |  

Im Verfahren vor dem AG Coburg (5.2.16, IK 242/14, Abruf-Nr. 186195) hatte der 
Schuldner nach Ansicht des Gläubigers sowohl gegen seine Auskunfts- und 
Mitwirkungspflichten als auch gegen seine Erwerbsobliegenheit verstoßen. 
Darauf hatte der Gläubiger – vertreten durch den registrierten Inkassodienst-
leister – einen Versagungsantrag gestellt. Das Insolvenzgericht hat erkannt, 
dass Inkassodienstleister hierzu nach § 305 Abs. 4 S. 2 InsO ermächtigt sind. 

MERKE  |  Inkassodienstleister sind nun schon seit dem 1.7.08 als vollwertige 
Rechtsdienstleister bei der Beitreibung von Forderungen anerkannt.

�� Vorgerichtlich folgt dies aus dem Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG).
�� Im gerichtlichen Mahnverfahren folgt es aus § 79 Abs. 2 Nr. 4 ZPO.
�� Gleiches gilt für die Mobiliarzwangsvollstreckung (§ 79 Abs. 2 Nr. 4 ZPO). 
�� Für das Insolvenzverfahren gelten § 174 Abs. 1 S. 3 und § 305 Abs. 4 S. 2 InsO.
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Hier dürfen 
Inkassodienstleister 
tätig werden

▶▶ Rechtsschutzversicherung
Innenverhältnis bleibt für Wiedereinsetzung irrelevant

|  Es begründet keinen Hinderungsgrund im Sinne des § 233 ZPO, wenn die 
unterlegene Partei kein Rechtsmittel eingelegt hat, weil ihre Rechtsschutz-
versicherung eine Deckungszusage (zunächst) abgelehnt hat und die Partei 
das Kostenrisiko nicht tragen wollte.  |

Ein alltägliches Problem hat den BGH (24.11.15, VI ZR 567/15, Abruf-Nr. 182760) 
beschäftigt: Nach einer negativen Entscheidung fragt der Anwalt bei der 
Rechtsschutzversicherung an, ob Deckungszusage für ein Rechtsmittelver-
fahren erteilt wird. Diese antwortet aber nicht im Rahmen der Rechtsmittel-
frist. Das Rechtsmittel muss dann trotz der fehlenden Deckungszusage 
eingelegt werden, wenn kein endgültiger Rechtsverlust eintreten soll. 

CHECKLISTE /  Handlungsbedarf nach negativer Entscheidung

Die Entscheidung des BGH zwingt den Bevollmächtigten,
�� die Rechtsschutzversicherung unmittelbar nach einer negativen, aber rechts-
mittelfähigen Entscheidung um Deckungszusage zu bitten, auch wenn der 
Mandant noch nicht entschieden hat, ob er Rechtsmittel einlegen will;

�� bereits mit der Anfrage auf die ablaufende Rechtsmittelfrist hinzuweisen und 
eine Frist zu setzen, die Deckungszusage zu erteilen; 

�� spätestens nach der Hälfte der Rechtsmittelfrist schriftlich und/oder münd-
lich nach dem Stand der Deckungszusage nachzufragen; 

�� hilfsweise um die Deckungszusage zumindest dafür zu bitten, das Rechtsmit-
tel einzulegen;  

�� letztlich mit dem Mandanten unter Hinweis auf das bezifferte Kostenrisiko zu 
klären, ob das Rechtsmittel zumindest eingelegt, wenn auch noch nicht begrün-
det werden soll.  
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Diese Dinge müssen 
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